
strafrechtlicher Verantwortlichkeit in tat­
sächlicher Hinsicht vollständig von der 
Sachverhaltsdarstellung getragen werden, 
muß das Gericht bei jeder Tatsache, die es 
anführt, prüfen, ob sie zur Begründung des 
im Urteilstenor enthaltenen Schuld- und 
Strafausspruches notwendig ist. Die Sach­
verhaltsdarstellung muß das Tatgeschehen 
in seinem Zusammenhang mit den konkre­
ten Verhältnissen, unter denen die Straf­
tat verübt wurde, die Täterpersönlichkeit, 
die Ursachen und Bedingungen der Straf­
tat als eine Einheit erfassen.

Das Gesetz verlangt, daß sich aus den 
Urteilsgründen die Tatbestandsmäßigkeit 
der Handlung ergibt. Damit leitet es dazu 
an, sämtliche Tatsachen in die Sachver­
haltsdarstellung aufzunehmen, die unter 
dem Gesichtspunkt des anzuwendenden 
Strafgesetzes erheblich sind, um bereits 
mit der Darstellung des Tatgeschehens die 
spätere rechtliche Würdigung vorzuberei­
ten. Die Darstellung des Tatgeschehens 
muß die begangene Straftat in ihren ob­
jektiven und subjektiven Merkmalen sicht­
bar machen.

In bezug auf das Objekt genügt ge­
wöhnlich die verständliche Bezeichnung 
der gesellschaftlichen Erscheinungen oder 
Prozesse, auf die der Angeklagte in einer 
für die Gesellschaft schädlichen Weise ein- ■ 
gewirkt hat. Nur in Ausnahmefällen (z. B. 
in Strafsachen wegen Verbrechen gegen 
die Souveränität der DDR, den Frieden, • 
die Menschlichkeit und die Menschenrechte, 
wegen Verbrechen gegen die DDR) sind 
zum Objekt der Straftat politische und ju­
ristische Ausführungen erforderlich.

Weil die objektive Seite der Straftat 
der Ausgangspunkt für die strafrechtliche 
Beurteilung ist, müssen in den Urteilsgrün­
den alle Tatsachen geschildert werden, aus 
denen hervorgeht, wie, wann, wo, mit wel­
chen Mitteln und Methoden der Angeklagte 
durch Tuh oder Unterlassen die gesetz­
lichen Merkmale der Straftat erfüllt hat. 
Es muß ferner ersichtlich sein, welche Fol­
gen eingetreten sind, ob ein Kausalzusam­
menhang zwischen dem untersuchten Han­
deln des Angeklagten und den schädlichen 
Folgen besteht und auf welche Ursachen 
und Bedingungen die Straftat mit zurück­
geführt werden muß (§ 5 Abs. 2 StGB). Tat­
sachen, die mildernde Umstände erkennen

lassen, sind ebenso wie schulderschwerende 
Tatsachen in die Sachverhaltsdarstellung 
aufzunehmen.

In den Urteilsgründen ist besonderer 
Wert auf die Darstellung derjenigen Tat­
sachen zu legen, aus denen die Schuldart 
(Vorsatz, Fahrlässigkeit), ferner die das 
Ziel der Straftat bestimmenden Absichten 
und Motive des Angeklagten, seine Ver­
antwortlichkeit für straferschwerende Um­
stände oder auch ihm zugute zu haltende 
mildernde Umstände hervorgehen.

Liegt Fahrlässigkeit vor, so ist in den 
Urteilsgründen unter" Beachtung des in § 9 
StGB gegebenen Begriffs der Pflichten 
festzustellen, woraus sich die Pflichten er­
gaben, die der Angeklagte verletzt hat. Es 
muß dargestellt werden, wie und in wel­
chem Grade sie verletzt wurden, warum 
der Angeklagte sich über diese Pflichten 
hinweggesetzt oder sie sich nicht bewußt 
gemacht hat und welche Folgen aus der 
Pflichtverletzung entstanden. Deshalb ist 
es bei Fahrlässigkeitsdelikten unerläßlich, 
daß die Urteilsgründe die Tatsachen anfüh­
ren, aus denen sich bewußte Leichtfertig­
keit (§ 7 StGB) oder fahrlässiges Handeln 
unter bewußter Verletzung der dem An­
geklagten obliegenden Pflichten (§ 8 Abs. 1 
StGB) oder fahrlässiges Handeln, weil sich 
der Täter aus verantwortungsloser Gleich­
gültigkeit oder aus Gewöhnung an die 
Pflichtverletzung seine Pflichten nicht be­
wußt gemacht hat (§ 8 Abs. 2 StGB), erge­
ben. Nur der unter den Gesichtspunkten 
der Fahrlässigkeit in seinen Zusammen­
hängen erschöpfend dargestellte Sachver­
halt kann eine ausreichende Grundlage für 
die Verurteilung wegen einer fahrlässig 
begangenen Straftat bilden.

Weil hinter jeder Straftat als einem 
Akt menschlichen Fehlverhaltens stets eine 
Persönlichkeit steht, kann die strafrecht­
liche Verantwortlichkeit des Angeklagten 
nicht richtig erkannt werden, wenn sie los­
gelöst von der Persönlichkeit behandelt 
wird. Maßnahmen der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit müssen, um maximal zur 
Umerziehung und zugleich zur allgemeinen 
Vorbeugung, von Straftatep beizutragen, 
die Täterpersönlichkeit mit berücksichti­
gen. Darum genügt es zur Begründung der 
im Urteil festgestellten strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit des Angeklagten und
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